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• Die Pressefreiheit wird mit Füßen getreten 



Schöneberg im Modernisierungsrausch 




Potsdamers«. 157/159 
Freitag 17Uhr 


Steine 
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Schöneberg im IVfodeniisienin^rausch 
Es könnte auch Sie treffen! 


Modernisierung ist V und erfreut sich grßer Beliebtheit 
bei den Hausei fpntömern besonders dann, wenn dafür 
das große Geld vom Staat kommtund sic für das Herunter¬ 
wirtschaften ihrer Häuser auch noch belohnt werden. 

Denn der Staat zahlt hohe Zuschüsse zu Modernisierungs¬ 
und unterlassenen Irstandsctzungsmaßnahmen. Wie bei¬ 
spielsweise bei der Förderung durch d3S Landesmodcrni- 
sicrungsprogramni (LAMOD). 

Kein Wunder, daß schon Anträge auf Förderung für über 
Hundert Häuser hier im Gebiet v orliegen. Fragen Sic Bei 
Ihrer Mieterinitiative nach, ob Ihr Haus auch dabei ist. 


WELCHE KONSEQUENZEN HAT DAS LAMOD’ FÜR 
DIE MIETER? 

EINERSEITS wird der WohnungKtandard verbessert 
ANDERSEITS werden häufig gleichzeitig Grundrisse ver¬ 
ändert. Wohnungen zusammcngclcgt. Hinterhäuser und 
Seitenflügel abgerissen und damit preiswerter Wohnraum 
vernichtet. Die Wohnungsnot wird vergrößert und die Be ¬ 
wohner modernisieningsbetroffener Hauser leben 1-2 
Jahre lang in Dreck und Lärm. Dabei werden sic . 1-2 
mal umziehen müssen. 

EINERSEITS ist damit in der REgcl auch die Instandsetz¬ 
ung gesichert. 

ANDERSEITS muß der Mieter diese gesetzlich vorgeschric 
bene Instandsetzung gleich dreimal bezahlen: 

- mit der bisherigen Miete 

- mit der neuen höheren Miete 

- und darin das er indirekt über seine Steuern die hohen 
Zuschüsse finanziert 

EINERSEITS wird die Miete staatlich subventioniert und 
fcstgelegt (z. B. für 10 Jahre). Die Eqtstehungsmiete liegt 
im Programmjahr 81 bei 4,60 DM/m“ , bis die Entmictc 
von 6,13 DM erreicht ist. 

ANDERSEITS kommen dazu noch die regelmäßigen Alt— 
baumieterhöhungen und Nebenkostcnstoigoiungcn. Und 
als dickster Brocken die Heizkosten für die Zentralheizung 
die heute bei 2-2.50 DM/m“ liegen. 

- können die Wenigsten die langfristig sehr hohen Mieten 
zahlen und müsset finanzkräftigen Mietern weichen. 

- ist nach dem Bindungszcitraum die Miete frei und der 
Eigentümer kann »erlangen, was der Markt hergibt. 

EINERSEITS soll de Modernisierung 'im Einvernehmen’ 
mit den Mietern erfolgen und mehrheitlich auf einer Mie¬ 
terversammlung befürwortet oder abgelehnt werden. 
ANDERSEITS werden die Mieter oft unvollständig oder 
einseitig informiert. 

EINERSEITS sollen 'soziale Härlefälle’berücksichtigt 
werden 

ANDERSEITS werden viele Mieter aus ihrer vertrauten 
Umgebung gerissen und in Randgebiete abgedrängt 

- gibt cs viel zu weng gleichwertige Ersatzwohnungen, be¬ 
sonders für ausländische Mieter. 


WAS VERDIENEN SPEKULANTEN UND HAUSEIGEN¬ 
TÜMER AN DER LAMOD FÖRDERUNG? 

1. Verzinsung des Grundstückes zu 4.5 % 

2. Erheblich höhere Mieten nach der Modernisierung, cin- 
kalkuliert sind Zinsen für aufgenommene Bankdarlehen. 

3. Zuschuß der öffentlichen Hand zur Modernisierung,der 
bis zu 70% der Gesamtkosten beträgt. 

4. Subventionierung der unterlassenen Instandhaltung bis 
70% der Gesamtkosten. 

5. durch Stcuerabschreibungen (Berlinfördemngsgesetz) 
können zusätzlich innerhalb von 8 Jahren alle eigenen 
Aufwendungen abgcselzt werden. 


DAS KANN DER MIETER GEGEN MODERNISIERUNG 

TUN: 

- zunächst einmal nichts unterschreiben 

- sich mif anderen Mietern im Hause in Verbindung setzen 
sich vom Vermieter schriftlich genau erklären lassen, 
welche einzelnen Modcmisicningsmaßnahmen er plant, 
wie lange die Arbeiten dauern, was sie kosten und um 
wieviel sich die Miete erhöht 

- bei einer Micterberatung. bei den Mietcriritiativcn 
Rechtsauskunft und Informationen einholen 

erst dann und zusammen mit den anderer, Mietern über 
Zustimmung oder Ablehnung entscheiden 
schon heute den Vermieter zu Instandhaltung und In¬ 
standsetzung verpflichten 


»Amnestie J 


Wir lassen uns durch die laufenden Provokalionen 
von seiten der Staatsanwaltschaft, ausgeführt vom 
Polizeiapparat und gedeckt vom Senat (zahlrei¬ 
che Räumungen und massenhafte Durchsuchun¬ 
gen ) weder zerschlagen noch einschüchtem !!!!! 

Unsere Forderungen bleiben bestehen: 

-AMNESTIE ALLER IM ZUSAMMENHANG 

MIT DEN HAUSBESETZUNGEN INHAFTIER¬ 
TEN 

-KEINE KRIMINALISIERUNG 

-KEINE WEITEREN RÄUMUNGEN ODER 

DURCHSUCHUNGEN 

In der nächsten Ausgabe berichtet ein inhaftier¬ 
ter Instandbesetzer über die Situation imKnast. 







EIN REALISTISCHES MÄRCHEN 


Hinter den umzäunten Straßen begann der Sumpf, 
kaum einer wagte steh In das unwirtliche Land, doch die 
Alten munkelten biswetten, dort solle ein bunter Haufen 
leben, der abends heimlich kicherte und lachte, 

Moritz,ein neugieriger kleiner Kerl, der knge schon recht 
unzufrieden war, hörte Abend für Abend fasziniert den 
Erzählungen zu. Und als das Straßenbauen gar keinen 
Spaß mehr machen wollte, da faßte er sich eines Nachts 
ein Herz und kletterte über einen der Zäune und lief 
schnurstracks in den Sumpf Da sah er die herrliche Land¬ 
schaft zum ersten Mal mit eigenen Augen und nicht lange 
darauf vernahm er in der Ferne ein fröhliches Kichern. 
Mutig hielt er darauf zu und x> stand er bald vor eienm 
kleinen Haus, In dem fröhlich gelacht und getanzt wur¬ 
de. Soviel Lustigkeit steckte den kleinen Moritz schnell 
an und ehe er sich versah, da tanzte er schon selbst in¬ 
mitten des bunten Haufens. 

Aus Steinen und Holzteilen, die überall im Sumpf herum¬ 
lagen. hatten die munteren Gesellen jenseits der Zäune 
verrückte Häuser gebaut, mit Ecken und Winkeln und 
TOmen uiul vor jedem dieser Gebilde prangte ein großes 
Schild: 

'lACH EN ERLAUBT' 

Gleich am nächsten Morgen ging Moritz im Sumpf Ma¬ 
terial sammeln und da ihm alle kräftig halfen, war schon 
vor Sonnenuntergang sein eigenes Häuschen fertig. 
Überglücklich feierten die Sumpfleute ein rauschendes 
Fest und sie alle zusammen lachten vor Freude so laut, 
daß selbst die Herrscher auf dem hohen Eerg es hören 
körnten. Sofort versammelten sich die Herren der Ober¬ 
stadt, um zu beratschhgen, was zu tun sei, denn wenn 
die Arbeiter aus der Unterstadt das Lachen ebenfalls 
vernommen hätten - wer weiß, ob sie dann weiterhin 
so emsig Straßen bauen würden. 

Lumme!, ein mächtiger und strenger Herr der Burg, er¬ 
sann sobald einenPkrn, wie dem heimlichen Aufruhr bei¬ 
zukommen sei. Denn, so meinte er, die Steine und Höl¬ 
zer. aus denen die da ihre Häuser bauen, die gehören 
schließlich uns, sind wir doch noch die Herren hier im 
Lande. Und sogleich sandle er nach den grünen Schlangen } 
kräftige Wesen, die ihm ergebenst untertan, die sollten 
nun das Eigentum zurück bringen. Zwar wußte man in 
der Burg mit all dem Gerümpel sowieso nichts anzufan¬ 
gen. aber schließlich werde in jenen Häusern im Sumpf 
ja gelacht und alsbald erhielten die grünen Schlangen 
den Marschbefehl 


Es war einmal, und das ist noch gar nicht so lange her, 
ein kleines Land. Wilde Wälder gab es dort und Sümpfe, 
herrliche Plätze, wo die Bewohner des Landes spielen 
konnten, aber dennoch . irgendetwas schien im iMnde 
nicht zu stimmen Dem nur ganz selten sah man glück¬ 
liche Menschen. Und ging man durch die unzähligen 
Straßen, so vernahm man niemals das Geräusch des La¬ 
chens Stille herrschte überall und mürrisch und ernst 
blickten die Bewohner des larides drein. Natürlich hat¬ 
te die Stille auch einen Grund; im Horden des kleinen 
Landes nämlich erhob sich ein mächtiger Berg, und oben, 
auf dem Gipfel, da ragte eine weithin sichtbare Burg fast 
bis an die Wolken. In der Burg selbst lebten die Herr¬ 
scher des-Landes, die keiner eigentlich so richtig kannte } 
weil sie immer nur ganz eilig hin- und herlaufend ange¬ 
troffen wurden. Seltsame Dinge geschahen dort oben, 
merkwürdige Meschinen wurden gebaut, allerlei Gerät 
angefertigt und vor allem, denn dies taten die Herrscher 
am liebsten. entwarfen sie unermüdlich Pläne für neue 
Straßen, die kreuz und quer rings um den Berg gebaut 
wurden. Selbstverständlich bauten die Herrscher die 
Straßen nicht selbst, das mußten die Bewohner des Lan - 

des tun. die in ihren Hütten unterhalb des Berges hausten 
Und damit sie ihre Aufgabe auch möglichst schnell er¬ 
füllten, hatten die Herrscher im ganzen Lande das La¬ 
chen verboten. So erklärte sich also diese drückende 
Stille, kein Laut war zu hören, und Ruhe und Ordnung 
regierten das Land. Damit aber keine Unzufriedenheit 
aufkam, durften sich alle fleißigen Straßenbauer einmal 
pro Woche, sonntags nämlich, für eine Stunde im großen 
Lachkäfig versammeln, wo alle gemeinsam unter Anlei¬ 
tung eines Showmasters aus Leibeskräften lachten und 
johlten. Lustig gings zu bei diesem wöchentlichen Treffs, 
doch kaum war das letzte Kichern verklungen, da rannten 
sie wieder zu ihren Straßen, schleppten die schweren 
Steine, planierten und teerten und sobald eine Straße 
fertig gebaut wer, zog man einen hohen Zaun am Rand 
entlang. 

Wagte einmal einer zu fragen, wozu das Land soviele 
Straßen brauchte, so zeigten die Herrscher ihm flugs 
ein gewaltiges Buch, voll mit vieler. Straßenplänen; wer 
das Buch geschrieben lütte, das sagten sie allerdings 
nicht. Mit den Plänen wird es wohl seine Richtigkeit la¬ 
ben . dachten alte und mühsam setzten sie ihr Tagewerk 
fort. 


lumm&l, 

der Schreckliche 






Was ist ’ gemeinnützig ’ an den ’ gemeiniiitzigen 


Rund 25% des Westberliner Wohnungsbestandcs 
gehören den in Berlin im Verband Berliner Wohr 


hervorragende Rolle in der Wohnungspolitik,wobei 
sich Ihre Tätigkeit in letzter Zeit vor allem auf die Sa¬ 
nierung und Modernisierung von V'ohnraum bzw.gan- 
zen Stadtvierteln erstreckt.Wicso aber, so fragt man 
sich, können diese Wohnungsbauuntcmehmen,deren 
praktische Tätigkeit genausowenig ’gemeinniitzig’ist 
wie die Produktion eines Pliarma-Kbnzcmcs, sich 'ge¬ 
meinnützig' nennen? Jeder Mieter, der von Luxusmo- 
demisierungoder Sanierung durch dielGemeinnützigen 
betroffen ist. weiß ein Lied davon zu singen, wie diese 
’Gmeinnützigkcif aussieht,nämlich genauso wie die Sa¬ 
nierung*- und Modemisieningspraiis aller anderen, 
auch der privaten BaugcscllschaflenundFirmcn^^^ 
Wieso also 'pmimnüuig'? ? ? ~ -L - 


Die Nationalsozialisten besdilagnahmten nach 1933 j 

weitgehend die Vermögen der ‘gemeinnützigen’ Wohn- 
ungsbauunlcrnehmtn und unterstellten sc der deutschen 
Arbeitsfront (DAF). Dies ist auch die Geburtsstunde der 
NEUEN HEIMAT. Ab kleine BaugcsclLsdiaft 1926 ge¬ 
gründet, ändert sic 1939 ihren Namen in NEUE HEIMAT 
GEMEINNÜTZIGE WOHNUNGS- UND SIEDLUNGS¬ 
GESELLSCHAFT DER DEUTSCHEN ARBEITSFRONT 
IM GAU HAMBURG und wird nach 1955 zum bedeutend 
sten'gemeinnützigen' Unternehmen. 

Der Begriff'gemeinnützige' Wohnungsunicmchmcn wur¬ 
de rechtlich einheitlich erstmals 1930 in der 'Verord¬ 
nung über Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen’ fixiert, 


jdic auch heule noch die gültige Rechtsgrundlage bildet 

^ r\ a 1 tl *«/•»• I a . t I. 1 


Danach werden vor allem 4 Kriterien als Ausdruck der 
'Gemeinnützigkeit’ genannt: 

- Gewinnverzicht (Beschränkung der Dividende auf 4%) 

- Abstellung auf Bsdürflige 

- Bauverpflichtung 

Zweckbindung d:r Mittel_. 


Vorläufcr der 'gemeinnützigen' Wchnungsbauuntemeh- 
men entstanden in Deutschland ab ca. Mitte des 19Jhdi. 
Neben der dun als dominanten Bedeutung des privaten 
spekulativen Wohnungsbaus bildete sich ein Zweig heraus 
der Wohnungsbau auf genossenschaftlicher Basis, häufig 
auch in Form von Selbsthilfe betrieb. 'Genossen* und 
Mitglieder dieser Baugenosscnschaltcn waren vor allem 
besser verdienende Teile der Arbciicrschaft, Angestellte 
und Beamte,die sich in Bauvercinrn und Baugenossen¬ 
schaften zusunmenschlossen, um fiir ihren speziellen Be¬ 
darf gute und billige Wohnungen zu bekommen. 

Vor allem aber nach dem ersten Weltkriege gewannen 
die genossenschaftlichen und 'gemeinnützigen* Wohn¬ 
ungsbaugesellschaften sprunghaft an Bedeutung, d3 sie 
nicht mehr auf ihre Selbsthilfe angewiesen waren^ondem 
zum Instrument staatlicher Wohnungsbaupolitik wurden. 
Diese Unternehmen, von den Gewerkschaften unterstützt 
oder im Eigentum von Gewerkschaften, versuchten bes - 
scrc Standards im Wohnungsbau durchzusetzen, betrie¬ 
ben eine fortschrittliche Baupolitik und unt erstützten 
Sozialisiemngsbcstrcbungcn im Bajgewerbc.MMBU 


Die im WohnungsgemeinnützigkeJtsgesctz ftstgclcgte Be¬ 
grenzung der Dividende auf 4%, das wohl wichtigste Kri- 
erium der 'GcmcinniKzigkeit'. beinhaltet mn aber keinen 
Verzicht auf Profite, ganz im Gegenteil. Nur: die Aus¬ 
schüttung der Profite bleibt auf 4% beschränkt und zu¬ 
sätzliche Profite müssen wieder im Wohnungsbau rein- 
testiert werden, was fir die 'gemeinnütziger' Unternehmer 
einen Akkumulation*- und Wachstumszwang bedeutet. 

Für diese Begrenzungjic eigentlich keine ist, denn in je¬ 
dem anderen Wirtschaftszweig wird ein Teil der Profite 
reinvestiert, können die 'Gemeinnützigen’ vclfaltige steu- 
etliche Privilegien, Subvention ctc. beanspruchen.ME 













Da die Profile im teuren Wohnungsaeuhau begrenzt er¬ 
scheinen. die Neubaumieten sind kaum noch zu bezahlen, 
konzentrieren sch die 'Gemeinnützigen’ nun vorwiegend 
auf Stadtsamcnmg und Wohnungsmodemisierung, wobei 
ihnen noch die Verflechtung und Verfilzung mit anderen 
staatlichen und halbstaatlichen Planungs- und Kreditin¬ 
stitutionen zugite kommt. 

Die 'gemeinnützige’ Wohnungswirtschaft umfaßt heute 3 
Unternehme nstype n: 

-Genossenschaffcn und Vereine 

- Gemeinnützige Wohnungsbaugcsdlschaften in den 
Rechtsformen der GmbH und der AG (Zum Beispiel 
NEUE HEIMAT) einschließlich der Stiftungen und Kör¬ 
perschaften des öff entliehen Rechts 

- die als Betreiiungsgesellschalten fungierenden Hcim- 
stiijtcn und Landesentwicklungsgcscllschaften 
wiesen die Baugenossenschaften und gemeinnützigen 
Baugcscllschaften im 19.Jhd. noch ansatzweise sozialre- 


fornterische Tendenzen tuf. und boten bessere Standards 
und Ausstattungen gegenüber den privatkapitalistisch 
produzierten Wohnungen, so haben sich diese Unterschie¬ 
de t>is heute weitgehend nivelliert. Ob Sanierung oder 
Modernisierung heute von 'Gemeinnützigen’ oder privaten 
Trägern durchgefuhrt werden, ist relativ beliebig, die Re¬ 
sultate sind die gleichen, höhere Mieten, Verdrängung 
alter Mieter etc. Dennoch kann die Konsequenz nicht sein, 
Sanierung und Modcrni sierung allein den Privatinvestoren 
zu überlassen. 

Sondern gefordert werden muß: 

- Kontrolle der 'Gemeinnützigen’ durch Mieterbeiratc 
und Mietermitbcstimmung 

- Rückbesinnung auf die allen Ziele, nämlich preiswerten 
guten Wohnungsbau für bedürftige Schichten zu erstellen 

- keine Sanierung und Modernisierung ohne qualifizierte 
Mehrheiten der Mieter, dann aber Mitwirkung der Mieter 
bei der Planung und Durchführung . 



Waren in der Vergangenheit die Medien gefüllt von Über¬ 
griffen der Polizei gegenüber der Presse, so hat jetzt die 
Staatsanwaltschaft für Schlagzeilen gesorgt. Anlaß war die 
Beschlagnahmung von Filmmaterial des SFB und des ZDF 
beide Sendeanstalten hatten vor dem Rathaus am 25.6. 81 
die Auseinandersetzungen gefilmt. Für die Staatsanwalt — 
Schaft ein Grund das Filmmaterial zu beschlagnahmen. 
Warum soll die Staatsanwaltschaft rieht las Recht haben, 
einen Film oder Fotos bei einer Serdeanstalt oder Zeitung: 
redaktion zu beschlagnahmen, wenn sie damit einen Steine 
werfenden Landesfriedensbrccher identifizieren kann. 

Muß doch jede» friedliebenden Bürger daran gelegen sc 
daß eine Strafverfolgungsbehörde in ihrer Arbeit unter 
stützt wird, audi Journalisten. 

Das Ja auf die Frage könnte alzu leicht geäußert werden 
und nur allzuvernünftig gelten. Mit dieser Forderung wird 
ein Stück Freiheit aus dem Fundament unserer Ordnung 
gebrochen, die schlcchhin konstituierend ist, die Presse¬ 
freiheit. 

Die Eingriffe in die Filmarchive de sSFB und des ZDF in 
Berlin stellten einen eklatanten Verfassungsbruch dar. di* 
garantierte Pressefreiheit laut Art 5 des GG wird hier durch 
das Strafrec’it iufgehoben. Einen ähnlichen Fall gab es 
vor Jahren in Hannover mit der 'Neuen Hannoverschen 
Presse'.Dic Beschlagnahmung erfolgte auf Grund gesetzli¬ 
cher Bestimmungen über die ZeugnVerweigerung, nach 
der Änderung des StGB von 1975. Damals fehlte cs nicht 
an fach- und sachkundigen Warnern. Die Journalistcnver— 
bände ließen sich damals zuleicht beschwichtigen. 

! März dieses J alires hat ckr Vorprüfungsauschuß des 
Bundesverfassungsgerichts, der die Vereinbarkeit von 
Gesetzen mit dem Grundgesetz kontrolliert, die Klage der 
NJZ als Aussichtslos abgelehnt. 


Das ändert nichts an den bedenklicher Konsequenzen. AK 
Geschütz gelten nur Informationen Dritter an die Redak¬ 
tion, nicht aber redaktionelle Eigenarbeit. Manusskripte. 
Fotos oder Filme. Nach der rechtlichen Auffassung wird 
der Journalist zum Hilfssheriff, wenn Fahnder und Rich¬ 
ter es für wichtig und richtig halten. 

Die Aufgabe des Journalisten kann es nicht sein, in einem 
Staat nach Belieben der Fahndungsbehörde als Büttel zu 
dienen, indem daraut hingewieserwird, daß Ordnung und 
Recht volle Anwendung finden, in sogenannten Ausnah- 
mcfällcn aber Einschränkung erfährt, welcliescin weit 
größeres Übel darstcllt ah das Davookommen einiger un¬ 
bekannter Straftäter. Diese Form der Rechtsauffassung 
muß indes den Pressephoiographen und Femsrhkamara- 
leuten zu bedenken geben, bei öffentlichen Konfli kten 
ihre Kamara hinzu hallen, weil sie sich nicht als potentielle 
Strafverfolgungsbehörde verstehen. Und wenn sie als erste 
Steine abbekommen, dann wird vielleicht mancher ver 
stehen, daß es sich hier uai mehr als nur Bcrufsproblcmc 
oder gar nur um die Empfindlichkeit von Journalisten 
handelt. 

War bis heute der Journalist durch Übergriffe der Polizei 
gefälirdct muß er ZUkunft davon ausgelicn, einer weiteren 
Gefährdung durch Demonstranten ausgesetzt tu sein. Die 
Pressefreiheit ist. wie die Beispiele zeigen, in unserem Land 
vom Gesetz bedroht. 

Atcnlings berichten Teile der Medien nach der Beschlag¬ 
nahmung der Filme verantwortungsvoller über die Haus¬ 
besetzerproblematik. 
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Patenschaften in Schonebag - 
Die Untentützung wichst! 


ln den letzten Wochen sind mehrere Patenschaften vo* 
verschiedenen Organisationen für besetzte Häuser Über¬ 
nommen »orden. Die Paten deuten damit nicht nur 
ihre moralische Unterstützung ftr die Instandbesetzer 
an. sondern leisten gleichzeitig öffentlich bekundete 
Solidarität. Neben der Unterstiitzcrfunktion von außen 
bekommen sie zudem Einblick in das Innere der einzel¬ 
nen Hauser und erleben den Bcsrtzcralitag auch in der 
Praxis. Dadurch wird das Problem weit über das Polit:- 
-lie hinaus zu einem nicht minier Persönlichen. 

Die Unterstützung durch die Paieifiat unterschiedliche 
r ormen und Ausmaße, entscheidend ist jedoch das of 
'entliehe Bikidnis mit uns. den Instandbesetztern. 

- Im Litcraturcafc in der Winterfeldtstraße 36 halten 
crschicdcne Schriftsteller Lesungen ab ( z.B. Thomas 
Brasch » 

- Die Winterfeldtstraße 20/22 wird von der GEW- 
Hochschulgruppc (Gewerkschaft für Erziehung und 
Wlssensclaft ) unterstützt. 

Für die Winterfeldtstraße 37 fühlen sich die 'Frauen 
Tür Frieden’, die Zeitschrift 'Courage' und der Frauen¬ 
buchladen ’lilith’ verantwortlich. 

- Ebenfalls mehrere Paten hat das Haus in der Franken¬ 
straß« 7. Die Mitarbeiter des interdisziplinären Forschungs 
Projekts ' Energie und GescllKhaft' planen gemeinsam 
mit Mietern und Besetztem die Einrichtung von energe- 
sparenden Maßnahmen sowie die Gartengestaltung. Das 
Studentenparlament und der allgemeine Studentenaus¬ 
schuß der Fachhochschule für Sazialpädagogoik und 
Sozialarbcit fördern das Haus durch weitere Aktivitäten. 

- Die Humanistische Union , bekannt durch Knastarbfit 
und das Kommitee ’ Bürger beobachten die Polizei’, 
hält ihre Vorstandssitzung in der Goltzstraßc 30 ab und 
pflegt den weiteren persönlichen Kontakt mit den Beat- 
zern, 

Fast alle Paten haben sich dazu bereit erklärt, im Falle 
einer Räumung im Haus anwesend zu sein, um so einer 
weiteren Kriminalisierung vorzubeugen. Dadurch und 
durch Ihr öffentliches Eintreten für die Besetzer zeigen 
sie , daß Instandbesetzer nicht ak k riminelle isolierte 
Minderheil abzuqualifizicrcn sind, sondern das Probier 
ein weitaui größeres darstclll. dis mit dem Polizciknüp 
pcl nicht zi lösen sein wird. 

Inzwischet haben 30 Prominente, darunter so namhaft 
Theologen wie das Ehepaar Gollwitzcr und Bischof 
Scharpf, Srhrifisteller. Filmemacher und Professoren 
ihre Bereitschaft erklärt, selbst in Zukunft in besetzten 
Häusern zu wohnen. 

Auch halten mehrere Professoren der Freien Umversitl 
während drr Semesterferien Vorträge und Diskusions., 
abende in besetzten Häusern ab 



Programm: 


16.7. 

23.7. 

30.7. 
6 . 8 . 

13.8. 

20 . 8 . 
27.8. 

3.9. 

10.9. 
17. 9. 

24, 9. 


Richard Stöss ( Politologe): Wintcrfcldtstr. 31 
'Nconazi-Jugrnd in Berlin’ 

Alfons Söllncr (Polilologe): Wintcrfcldtstr. 31 
' Angst und Politik’ 

Peter Jahn ( Historiker): Winlcrfeldtstr.38 
’ Berliner Feindbilder nach 1945’ 

HansG. Claussen ( St3dtplancr): Goebcnstr. 8 
' Sanicmnespalitik und Kleingewerbe' 

Frank Bcckcnbach ( Ökonom i: Klcinaiistr. I 37 
’ Wie haushohe! der Staat? ’ 

Urs Jaeggi < Soziologe I: Winrerfcldtstr. 36 
’ Literatur und Soziologie ’ 

Axel Honnet) (Soziologe): Wintccfeldtstr. 38 
' Wissen und Macht' (Foucault ) 

Georg Lohmann ( Philosoph): Maaßenstr. 13 
Anders gut leben? ’ 

GcorgiaTörncw (Politologin ): Potsdamersix. 

' Bciriebsbcsetzungcn’ 157/159 

Otto Kallscheucr ( Philosoph ): Winlerfc/dtstr. 

' Freiheit und Redlr bei Kant' 36 


Ursula Neubauer < Historikerin): Görlitzcrstr. 39 
’ Utopische Sozialisten- Eine alter¬ 
native Wohn- und Lebensform' 

Bodo v. Greift( Philosoph ): CWlitzcr str. 39 
’ Wissenschafufrclhelt. Erkenntnis 
und Justiz ’ 

Abschlußfete and Überleitung 
ins Semester wird noc |, bekannt 

gegeben 

Wenn das Haus geräumt wurde, findet die Veranstaltung 
aif der Straße statt'!'!! 


1.10 


8 . 10 . 






Eine neue Polizeiwaffe 



Der jetzige Polizeipräiidcnt von Bielefeld, Schirrniachcr, 
und ehemaliger Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei 
erklärte dazu: 

’ Hier kann ich ein klernes Geheimnis lüften Experten 
haben einen Reizstoff entwickelt, der bei jeder Tempera¬ 
tur eingesetzt werden bann- mit einer sensationellen 
Wirkung. Wer diesen Stoff einatmet, wird praktisch be¬ 
wegungsunfähig, ohne daß er ohnmächtig wird. Wer die¬ 
ses Zeug einmal kennagelemt hat, wird sich hüten, noch 
einmal damit in Beriihnmg zu kommen. Dieser Rtezstoff 
ist ungefährlich. Es wirkt etwa eine halbe Stunde. Es gibt 
keine Nebenwirkungen' 

Es läßt sich zu dieser Aussage nur eines S3gen: 

Herr Schirrmacher, lesen Sie den Bericht der UN- Kom¬ 
mission, und Sie wissen, was Sie verantworten. 

Und nicht nuc Herrn Schirrmacher ist diese Lektüre zu 
empfehlen. 

Nicht wahr. Herr Lummer!!!!!!!!!!!!!!!'!!!!!!!!!!!!!!!!!!! 


Nach Auskunft des ehemaligen Vorsitzenden der Gewerk¬ 
schaft der Polizei, Schirrmacher, befindet sich die optima¬ 
le Polizeiwaffe in ihrer Endphase der Erprobung. Es han¬ 
delt sich dabei um ein chemisches Gas, das Menschen, 
die es einatmen oder anders in Beriihnmg kommen J>e- 
wcgungsunfiihig macht. 

Bei der angekündigten neuen Waffe handelt cs sivh um 
das Kampfgas' ortho-chlorobenzylidcn-cmalonoitrile 
(kurz genannt: CS ). Es soll das bisherige Kampfgas 
( omega-chloracctophcnonc CN) ablöscn. Beide Gase 
sind wasserlöslich, wobei CN bisher in Wasserwerfern 
beigemischt wurde. 

Bei beiden chemischen Mitteln handelt es sich um keine 
neuen Waffen, da die Einsetzung von CN und CS schon 
im ersten Weltkrieg erfolgte. 

Bis 1918 wurden 125.000 Tonnen eingesetzt bei derer 
1.300.000 Menschen entweder »fort oder an den Folgen 
starben. Im Jahre 1935-36 wurde die Waffe In Äthiopien 
eingesetzt und 1969 in Vietnam. 

Die Wirkung »on CS ist, unter anderem, starke Beein¬ 
trächtigung der Wahrnehmung und der Reaktion , wei¬ 
tere Folgen sind z.B. Augcnverätzungen, die zur Erfclin 
düng fuhren, Hautexzene oder Hautkrebs. Eingeatrr.ct 
führt cs in der Lunge zu Lähmungen und Erbrechen; 
eine zu hoch eingcatmctc Dosis führt zum Tod, geringere 
Dosen fuhren zu Lungenödemen . Aufgetretene Schidcn 
and nicht behebbar, für jüngere und ältere Personen 
besteht höchste Gefahr. Schäden durch Nervenlähmung 
können nicht ausgeschlossen weiden. Nach dem ersten 
Weltkrieg wurde am 17.6. 1925 in Genf ein Protokoll 
unterzeichnet zur Nichtanwendung chemischer und bio¬ 
logischer Waffen im internationalen Konflikt, unter den 
chemischen Waffen fallen auch CN und CS , zu den 
Unterzeichneten Staaten gehörte Deutschland. 


Lummer läßt Einsatzmöglichkeit 
für CS-Reizstoff in Berlin prüfen 

Sdlirl. Kritik «an SPD und d*m fHM.nd.iv.rtMnd am Uirnirular 
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